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SPRUCH 
Das größte Vergnügen im Leben besteht darin, das zu tun, 
von dem Leute sagen, du könntest es nicht. 
Walter Bagehot; 1826 – 1877, englischer Nationalökonom, Jurist und 

Verfassungstheoretiker 

 

 Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
 

Arbeitszeiterfassung für Arbeitgeber 
verpflichtend 
  

Das Bundesarbeitsgericht stellte in seinem Beschluss 
vom 13.9.2022 klar, dass Arbeitgeber nach dem Ar-
beitsschutzgesetz verpflichtet sind, ein System einzu-
führen, mit dem die von den Arbeitnehmern geleistete 
Arbeitszeit erfasst werden kann. 
 
Festlegungen zum Inhalt der Arbeitszeitdokumenta-
tion sind noch nicht getroffen worden. Aber um die 
Einhaltung der Höchstarbeitszeit sowie der täglichen 
und wöchentlichen Ruhezeiten wirksam gewährleisten 
zu können, muss der Arbeitgeber Beginn, Ende und 
Dauer der täglichen Arbeitszeit eines jeden Arbeitneh-
mers aufzeichnen. 
 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales plant 
im ersten Quartal 2023 einen Vorschlag für die Ausge-
staltung der Arbeitszeiterfassung im Arbeitszeitgesetz 
(ArbZG) zu machen. Zurzeit ist im ArbZG geregelt, 
dass der Arbeitgeber zur Aufzeichnung der werktägli-
chen Arbeitszeit über acht Stunden sowie der gesam-
ten Arbeitszeit an Sonn- und Feiertagen verpflichtet 
ist. 
  

 
 



 

 

Familienrecht/Erbrecht 
 

Verfahrensbeistand für ein Kind auch bei 
bekanntem Kindeswillen 

 Die Bestellung eines Verfahrensbeistands nach dem 

Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in 

den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

(FamFG) ist regelmäßig erforderlich, wenn das Inte-

resse des Kindes zu dem seiner gesetzlichen Vertreter 

in erheblichem Gegensatz steht. Wobei für die Erfor-

derlichkeit eines Verfahrensbeistands bereits die Mög-

lichkeit des Bestehens eines Interessengegensatzes 

ausreicht. Ein erheblicher Interessengegensatz ist an-

zunehmen, wenn es naheliegt, dass die Eltern vor-

nehmlich ihre eigenen Interessen durchsetzen wollen 

oder aufgrund der Intensität ihres Konflikts die Gefahr 

besteht, dass sie die Interessen des Kindes aus dem 

Blick verlieren, wobei entgegengesetzte Sachanträge 

der Eltern ein Indiz für das Bestehen eines solchen In-

teressengegensatzes sind. 

 

Sieht das Gericht trotz Vorliegens eines Regelbeispiels 

nach dem FamFG ausnahmsweise von der Bestellung 

eines Verfahrensbeistands ab, so ist dies in der En-

dentscheidung nachprüfbar zu begründen. Es ist nicht 

ausreichend, dass das Familiengericht meint, den Kin-

deswillen bereits zu kennen. Die Rolle des Verfahrens-

beistands ist es gerade und insbesondere, das Inte-

resse des Kindes festzustellen und im gerichtlichen 

Verfahren zur Geltung zu bringen. 

 
 
 



 

 

Sonstiges 
 
Neue Vorgaben aus dem  

Verpackungsgesetz 
  

Seit Jahresbeginn sind Restaurants, Bistros und Cafés, 
die Essen und Getränke zum Mitnehmen verkaufen, 
verpflichtet, ihre Produkte auch in Mehrwegverpa-
ckungen anzubieten. Die neue Mehrwegangebots-
pflicht aus dem Verpackungsgesetz muss von allen 
„Letztvertreibenden“ eingehalten werden, die Lebens-
mittelverpackungen aus Kunststoff sowie Einwegge-
tränkebecher unabhängig von deren Material in Ver-
kehr bringen. Damit sind all jene gemeint, die mit Es-
sen oder Getränken befüllte Take-away-Verpackungen 
an Verbraucher verkaufen, wie z. B. Restaurants, Ca-
fés, Bistros, aber auch Kantinen, Tankstellen, Super-
märkte oder Cateringbetriebe. 
 
Von der Pflicht ausgenommen sind kleinere Geschäfte 
wie Imbisse, Spätis und Kioske, in denen insgesamt 
fünf Beschäftigte oder weniger arbeiten und die 
gleichzeitig eine Ladenfläche von nicht mehr als 80 
m2 haben. Statt der oben dargestellten Mehrwegan-
gebotspflicht haben diese Betriebe die Option, ihren 
Kunden zu ermöglichen, mitgebrachte Mehrwegbe-
hältnisse befüllen zu lassen. Ketten, wie zum Beispiel 
Bahnhofsbäckereien, können von der Ausnahme für 
kleine Unternehmen keinen Gebrauch machen. 
 


